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Dokumentenanalyse

1. Ziele und Voraussetzungen

Denn was Du schwarz auf weiß besitzt, kannst Du getrost nach Hause tragen: Es 

ist von Dauer, es ist verlässlich, es ist wahr. Das alles schwingt mit in dem beliebten 

Goethe-Zitat. Schriftliche Dokumente genießen Vertrauen, die Schriftform wird als 

verbindlich angesehen. 

In der Kommunalpolitik gibt es eine Menge schriftlicher Dokumente: Beschluss-

vorlagen und Protokolle aus Ausschüssen, Fraktionen und Räten. Die Verwaltung 

veröffentlicht regelmäßig Berichte über einzelne Politikfelder, wie z. B. den Jugend-

hilfebericht, den Schulentwicklungsbericht oder Berichte zur Stadtteilentwicklung. 

Kommunale Statistiken informieren über die Zahl der ALG-II-Empfänger, der Al-

leinerziehenden und die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchung. Organigram-

me und Stellenpläne zeigen die Aufgabenzuschnitte und Verantwortlichkeiten in 

der Verwaltung. Hinzu kommen Zeitungsartikel, Vereinsnachrichten, Blogbeiträge, 

Flugblätter. Was läge näher, als diese Vielfalt schriftlichen Materials für die kommu-

nale Beteiligung zu nutzen, etwa um sich zu informieren, Strategien zu entwickeln 

oder Gestaltungsideen zu erarbeiten? 

Das passende Verfahren dafür ist die Dokumentenanalyse. In den Sozialwissen-

schaften wird sie genutzt, um Sachverhalte und interessierende Merkmale aus Do-

kumenten jeder Art zu erschließen: Fotos oder Tondokumente, Filme oder Texte. 

Zumeist werden jedoch Texte untersucht. Die Dokumente gelten als Kommunikat-

ionsmaterial, mit dem intendierte kommunikative Handlungen ausgeführt werden. 

Die Produzenten der Dokumente wenden sich an bestimmte Empfänger und verfol-

gen dabei bestimmte Ziele. 



Die Sozialwissenschaft unterscheidet drei Formen der Dokumentenanalyse 1:

(1) Die zusammenfassende Inhaltsanalyse verdichtet die Informationen eines 

Dokumentes auf wenige inhaltliche Aussagen. 

(2) Die explizierende Inhaltsanalyse befasst sich mit zentralen Teilen eines Do-

kumentes und erklärt diese mit zusätzlichem Material, z. B. über die Verfas-

serinnen, den Gegenstand oder die Zielgruppen.

(3) Die strukturierte Inhaltsanalyse filtert aufgrund eines vorgegebenen Ana-

lyserasters einzelne Merkmale aus den Dokumenten und zieht daraus 

Schlussfolgerungen.

Die Aufgabe bestimmt, welche Form der Inhaltsanalyse gewählt wird. Die zusam-

menfassende und explizierende Inhaltsanalyse eignet sich, um sich in ein neues 

Thema einzuarbeiten. Die strukturierte Inhaltsanalyse ist angezeigt, wenn be-

stimmte Annahmen überprüft werden sollen. In der Sozialforschung überwiegt 

diese Form: dort sind die Annahmen meist vorab aus theoretischen Überlegun-

gen heraus entwickelt. Auf ihrer Basis werden Dokumente gesucht, mit denen sich 

die Annahmen belegen lassen. Dabei sind die kommunikativen Ziele der Doku-

mente zu beachten: Wer hat die Dokumente produziert? An wen richten sie sich? 

Welchen Zweck verfolgen die Dokumente? Welche Aussagen enthalten sie und 

welche werden ausgeblendet? 

Sind geeignete Dokumente gefunden und beschrieben, werden im nächsten 

Schritt möglichst präzise Indikatoren definiert, an denen sich ablesen lässt, ob 

eine Annahme zutrifft. Die eigentliche Analyse besteht darin, die Dokumente auf 

die Indikatoren hin abzusuchen. Verschiedene Personen führen die Suchläufe pa-

rallel aus, um sicherzustellen, dass nicht die subjektive Einschätzung einer Einzel-

nen die Ergebnisse prägt. Falls die Untersucher zu unterschiedlichen Ergebnissen 

kommen, werden die Definitionen überarbeitet, bis alle die Indikatoren in glei-

cher Weise verstehen und anwenden. Die Menge und Qualität der im Dokument 

1 Vgl. Mayring 2009, 472.
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gefundenen Indikatoren erlauben schließlich gesicherte Aussagen darüber, ob 

und inwieweit die ursprüngliche Annahme zutrifft 2. 

Übertragbarkeit auf kommunale Beteiligungsprozesse: Wird sie so durchge-

führt, ist die strukturierte Inhaltsanalyse ein sehr aufwändiges Verfahren. Die Su-

che nach geeigneten Dokumenten und ihre Beschaffung können schwierig sein. 

Das Definieren der Indikatoren erfordert Genauigkeit. Das Erfassen und Kodie-

ren der Dokumente benötigt viel Zeit, weil mehrere Personen die Dokumente pa-

rallel analysieren und ihre Ergebnisse miteinander abgleichen. Der hohe Aufwand 

ist darin begründet, dass die Ergebnisse von einem kritischen Fachpublikum ge-

prüft werden und sich in den fachwissenschaftlichen Forschungsstand einordnen 

lassen müssen. 

In kommunalen Beteiligungsprozessen hingegen sollen die Ergebnisse für die 

politischen Akteure vor Ort nutzbar und überzeugend sein. Sie haben einen prag-

matischen Zweck: Handlungsstrategien für aktuelle Probleme entwickeln, Partner 

oder Verbündete identifizieren, Lösungen erarbeiten. Derselbe Aufwand wie bei 

einem Forschungsprojekt ist zwar nicht nötig, aber die Abfolge der methodischen 

Schritte sollte soweit beachtet werden, damit die lokalpolitischen Akteure den Er-

gebnissen vertrauen können. Sie müssen nachvollziehen können, wie die Ergeb-

nisse zustande kamen. Die Fragen sollen vollständig sein und alle für das Problem 

wichtigen Faktoren berücksichtigen. 

Drei Voraussetzungen sozialwissenschaftlicher Dokumentenanalyse gelten da-

her auch in kommunalen Beteiligungsprozessen:

(1) sorgfältig definierte Fragestellungen und Indikatoren,

(2) gewissenhafte Reflektion der untersuchten Dokumente und

(3) eine Überprüfung der Ergebnisse durch kommunikativen Austausch zwi-

schen den Beteiligten. 

2 Vgl. Mayring 2009, 468.
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2. Organisation und Ablauf
2.1 Definition von Aufgaben und Fragestellungen

Im ersten Schritt ist zu klären, welche Aufgabe die Dokumentenanalyse im Beteili-

gungsprozess hat. Am Beginn von Beteiligungsprozessen stellt sich z. B. die Frage, 

was erreicht werden soll oder welche Ergebnisse realistisch erreicht werden können. 

Die Dokumentenanalyse könnte z. B. untersuchen, was in der Vergangenheit in die-

sem Politikfeld schon versucht und erreicht worden ist. Mögliche Fragestellungen 

dafür sind: 

→ Welche Probleme werden in einem Politikfeld benannt?

→ Welche Gruppen äußern sich in lokalen Politikprozessen?

→ Welche Lösungsansätze werden vorgeschlagen?

→ Welche Lösungsansätze sind gescheitert, welche Gründe werden dafür benannt?

In der Mitte oder am Ende eines Beteiligungsprozesses richtet sich der Blick eher 

darauf, was bisher erreicht worden ist, was man gelernt hat, wie es weitergehen soll. 

Typische Fragestellungen dafür sind: 

→ Welche Themen wurden seit Beginn des Beteiligungsprozesses besprochen? 

→ Wie haben sich die Themen im Beteiligungsprozess verändert?

→ Zu welchem Grad wurden die zu Beginn gesteckten Ziele erreicht?

→ Welche Akteure kamen seit Beginn des Beteiligungsprozesses hinzu?

Häufig kommt es vor, dass mehrere Fragen nebeneinander stehen, sich überschnei-

den oder in ähnliche Suchrichtungen zielen. Es ist sinnvoll, die Fragestellungen mit 

zentralen Akteuren zu diskutieren, nach ihrer Wichtigkeit zu sortieren, zusammen-

zufassen oder umzuformulieren, bis Übereinstimmung über die zentrale Suchrich-

tung besteht. Außerdem ist es sinnvoll, einen Zeitraum für die Analyse festzulegen, 

z. B. die letzten zwei oder fünf Jahre – und sich auf einen Suchraum zu einigen – z. B. 

einen Stadtteil, das gesamte Stadtgebiet oder die umliegende Region. Je präziser die 

Fragen anfangs definiert sind, desto einfacher fallen die weiteren Arbeitsschritte aus.
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2.2 Auswahl und Beschreibung der Dokumente 

Nun müssen geeignete Dokumente gesucht werden. Dazu ist zu kIären, wer mit wel-

cher kommunikativen Absicht was in den Dokumenten festgehalten hat. Die Vor-

kenntnisse und die Ziele der Verfasser lassen Rückschlüsse darauf zu, welche Inhalte 

sich in den Dokumenten finden lassen und welche Inhalte wahrscheinlich ausge-

blendet werden. Für die Zwecke kommunaler Beteiligungsverfahren sind solche Do-

kumente geeignet, (1) die im kommunalpolitischen Entscheidungsprozess entste-

hen (Anträge von Fraktionen, Beschlussvorschläge der Verwaltung, Protokolle von 

Ratssitzungen), (2) die über kommunalpolitische Themen berichten (Berichte aus 

Lokalpresse oder Lokalradio), (3) die die Ergebnisse deliberativer Verfahren proto-

kollieren (Bürgerkonferenzen, Zukunftswerkstätten oder Stadtteilkonferenzen),  (4) 

die Öffentlichkeit auf kommunaler Ebene herstellen (Leserbriefe, Flugblätter oder 

Blogbeiträge). 

(1) Dokumente, die kommunalpolitische Entscheidungen vorbereiten und be-

gründen, entstehen in den Wahlgremien Stadtrat und Kreistag, sowie in der Kom-

munalverwaltung. Während die Funktion des Wahlgremiums eher darin liegt, 

Argumente zu benennen und Prioritäten zu begründen, ist es die Aufgabe der Ver-

waltung, relevante Informationen rechtssicher darzustellen. Beides lässt sich nicht 

scharf von einander trennen, da die Verwaltung sich an den Vorgaben der Mehr-

heitsfraktion im Wahlgremium orientiert. 

Tagesordnungen, Berichte und Beschlussvorlagen zu Rats- und Ausschusssit-

zungen sind zum großen Teil öffentlich. In den meisten Kommunen sind diese auf 

den Webseiten der Stadt- und Kreisverwaltungen im Ratsinformationssystem re-

cherchierbar und können dort für eigene Analysen heruntergeladen werden. Die 

nicht-öffentlichen Dokumente sind den Mitgliedern von Räten und Ausschüssen 

vorbehalten.

Die kommunalpolitischen Dokumente richten sich an einen kleinen und fachlich 

spezialisierten Leserinnenkreis, die gewählten Abgeordneten und die betroffenen 
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Abteilungen in der Verwaltung. Die Dokumente müssen Beweiskraft haben und 

auch noch nach Jahren inhaltlich aussagefähig sein. Sie werden von Fachleuten ver-

fasst und vor der Veröffentlichung mehrfach auf inhaltliche Richtigkeit geprüft. Die 

Anforderungen an Exaktheit und Wahrheit der enthaltenen Aussagen ist hoch, nicht 

belegbare Aussagen werden tendenziell ausgefiltert. 

(2) Die Texte der örtlichen Medien sind für die lesende Bevölkerung am Ort ge-

schrieben. Der Leserkreis ist fachlich nicht spezialisiert. Die Medien werben um die 

Aufmerksamkeit des Publikums. Sie wählen ihre Themen danach aus, ob sie Auf-

merksamkeit erhalten und stellen die Informationen so dar, dass sie Beachtung er-

fahren. Der Platz zur Darstellung ist begrenzt, die Anforderungen an die Vollstän-

digkeit und Präzision der Inhalte sind gering. Allerdings sind die Journalistinnen 

auf eine funktionierende Zusammenarbeit mit Stadtrat und Verwaltung angewiesen, 

u.a. um Hintergrundinformationen zu erhalten. Zudem besteht gegenüber großen 

Anzeigenkunden eine finanzielle Abhängigkeit. Die Medien werden daher Inhalte, 

die diese Kooperationen gefährden könnten, eher ausfiltern. 

Quelle Dokumentenart Kommunikations-

zweck

Tendenziell ausgeblen-

dete Information

Stadtrat und 

Kreistag

Einladungen, Pro-

tokolle, Anfragen, 

Beschlussvorlagen

Bedarfe artikulieren, 

Entscheidungen be-

gründen und doku-

mentieren

Argumente der Minder-

heitsfraktionen, Argu-

mente der gegnerischen 

Fraktionen

Verwaltung Berichte, Beschluss-

vorlagen, Statistiken

Informationen zur Vor-

bereitung von Entschei-

dungen bereitstellen

Nicht belegbare 

Aussagen, Subjektive 

Wahrnehmungen, 

Argumente der Minder-

heitsfraktion
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Deliberative 

Verfahren

Einladungen, Proto-

kolle, Berichte

Bedarfe artikulieren, 

Dokumentieren, dass 

Beteiligung erfolgt ist

Belegbare Aussagen 

(Zahlen, Daten, Fakten)

Lokale

Medien

Zeitungsartikel, 

Blogs, Radiobeiträge

Aufmerksamkeit ge-

winnen, Über Ereignis-

se berichten

Gefährdung der Zusam-

menarbeit mit Wahlgre-

mien, Verwaltung oder 

großen Anzeigenkun-

den

Kommunal-

politische 

Öffentlich-

keit

Blogs, Flugblätter, 

Broschüren

Bedarfe artikulieren, 

Interessen durchsetzen

Argumente der gegneri-

schen Gruppierungen

Abbildung 1: Quellen und Kommunikationszwecke von Dokumenten

Lokale Medien arbeiten unter zunehmendem Kostendruck. Um redaktionelle Arbeit 

einzusparen ist es üblich geworden, Pressetexte abzudrucken, die Vereine und Or-

ganisationen am Ort vorformuliert haben. Dies gilt insbesondere für die kostenlo-

sen Anzeigenblätter, die mittlerweile einen großen Leserkreis haben. In diesen Fällen 

stellen die Texte unmittelbar die Sichtweisen und Interessen der Organisationen dar, 

ohne dass eine redaktionelle Bearbeitung, eingehende Überprüfung und Bewertung 

durch die Journalisten stattfindet. 

(3) Deliberative Verfahren wie Zukunftswerkstätten, Bürgerkonferenzen oder 

Quartiersgespräche finden im Vergleich zur regelmäßigen Geschäftstätigkeit der 

Wahlgremien seltener statt. Sie kommen im Auftrag der Kommunalpolitik zustan-

de und haben das Ziel, eine größere Zahl von lokalen Akteuren in die Diskussionen 

einzubinden. Sofern dies gelingt, kommen in diesen Verfahren mehr und andere Per-

sonen mit ihren Themen und Interessen zu Wort. Die Ergebnisse deliberativer Verfah-

ren liegen als Protokoll von Arbeitsgruppensitzungen, Abschriften von Moderationen, 
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Ideensammlungen oder Handlungsvorschlägen vor. Die Dokumentation übernehmen 

in der Regel die Moderatoren der Veranstaltung, häufig extern beauftragte Dienstleis-

ter. Es liegt in ihrem Interesse darzustellen, dass ihr Auftrag erfolgreich durchgeführt 

worden ist und die Beteiligung gut verlaufen ist. Deswegen werden die Ergebnisse der 

Deliberation tendenziell ausführlich dargelegt. 

Der Leserkreis der Dokumentationen besteht einerseits aus den Bürgerinnen, die 

an dem verhandelten Gegenstand Interesse haben und sich an dem Verfahren betei-

ligten, andererseits aus Ratsmitgliedern und Angehörigen der Verwaltung, die für die 

jeweilige Fachpolitik zuständig sind. Die Anforderungen an Exaktheit und Beweis-

kraft der Dokumente sind gering, weil aus ihnen keine unmittelbaren Entscheidungen 

folgen. Hingegen sind die Anforderungen an die Vollständigkeit der Protokolle wahr-

scheinlich dann hoch, wenn Akteure darauf dringen, dass ihre Beiträge auch darge-

stellt werden. 

(4) Dokumente der kommunalpolitischen Öffentlichkeit – Leserbriefe, Blogein-

träge, Flugblätter – entstehen in Gruppen mit einem bestimmten Eigeninteresse. Sie 

wenden sich an die Öffentlichkeit, um zu überzeugen und Handlungen zu veranlas-

sen. Teilweise werden sie von Akteuren im Umfeld der Wahlgremien erstellt, so etwa 

wenn Parteiangehörige Leserbriefe schreiben, um den Argumenten der eigenen Rats-

fraktion in den lokalen Medien mehr Präsenz zu verschaffen. Im Vordergrund dieser 

Dokumente stehen Informationen, die die eigene Position stützen. Die Argumente 

der gegnerischen Gruppen werden tendenziell ausgeblendet oder kritisch kommen-

tiert. Es gibt keine verpflichtenden Standards zu Wahrheitsgehalt und Exaktheit der 

Aussagen. Da die Dokumente von Interessengruppen verfasst sind, ist auch keine Ob-

jektivität zu erwarten. 

2.3 Beschaffung der Dokumente 

Neben der Überlegung, in welchen Dokumenten die Informationen stehen, die für 

die Analyse gebraucht werden, stellt sich aus pragmatischen Gründen die Frage, wie 
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hoch der Aufwand für eine spätere Analyse ist. Texte in Papierform brauchen mehr 

Zeit als digitale Dokumente, die mit Hilfe von Software zur Textverarbeitung, Ta-

bellenkalkulation oder spezieller Dokumentenanalyse schneller erschließbar sind. 

Mit Computerunterstützung kann außerdem eine größere Zahl von Dokumenten 

in die Analyse einbezogen werden, so dass die Schlussfolgerungen auf einer brei-

teren empirische Basis stehen. Ratsinformationssysteme, Online-Publikationen lo-

kaler Medien oder Blogs liefern die gewünschten Dateien, während Protokolle auf 

Papier, Fotos von Metaplanwänden oder Flugblätter erst aufwändig gescannt oder 

eingegeben werden müssen.  

2.4 Inhaltsanalyse 

Nach der Auswahl von Art und Zahl der Dokumente ist der nächste Schritt die Ent-

scheidung über die Form der Dokumentenanalyse. Um sich umfassend in ein lokal-

politisches Thema einzuarbeiten, sind zusammenfassende Inhaltsanalysen von Be-

schlussvorlagen, Verwaltungsberichten und Artikeln der Lokalpresse geeignet Um 

zu erfahren, welche Gestaltungsideen zu einer lokalen Fragestellung vorgeschlagen 

wurden, ist eine explizierende Inhaltsanalyse der Protokolle von Stadtteilkonferen-

zen brauchbar. Um zu erfahren, welche Akteure sich zu einem bestimmten Problem 

zu Wort meldeten, ist eine systematische Analyse von Leserbriefen, Blogs, Flugblät-

tern und Bürgerfragestunden hilfreich, mit einem einfachen Analyseraster: Wer hat 

einen Beitrag verfasst, welcher Akteursgruppe ist die Autorin zuzuordnen?

Sind die Fragestellungen umfassender, sollten sie vor der Dokumentenanalyse in 

mehrere Teilfragen untergliedert werden. Die Frage »Wie hat sich das Thema alters-

gerechte Stadtteilentwicklung im Laufe der letzten zwei Jahre verändert?« lässt sich 

beispielsweise aufteilen in sieben Unterfragen: Was steht in den Dokumenten zu den 

Themen:

→ Barrierefreies Wohnen,

→ Vereine, Gruppen, soziale Kontakte,
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→ Pflegedienstleistung und Gesundheit,

→ Einkaufsmöglichkeiten,

→ Mobilität,

→ Wahlbeteiligung und 

→ interkulturelles Zusammenleben?

Die Dokumente werden daraufhin nach Informationen zu den sieben Unterfragen 

abgesucht. Die Textpassagen, in denen jeweils etwas zu den sieben Aspekten steht, 

werden ausgeschnitten und nebeneinander gelegt. Dann werden die gesammelten 

Textausschnitte zu den Unterthemen in einer Gesamtschau zusammen gelesen und 

daraus Antworten auf die sieben Teilfragen formuliert.

2.5 Praxisbeispiel: Migrantenselbstorganisation MSO

Ein türkischer Elternverein möchte wissen, ob das kommunale Angebot an Kinder-

betreuung den Bedürfnissen türkischer Familien entspricht. Um sich in das Thema 

einzuarbeiten, lesen zwei Mitglieder die Protokolle und Beschlussvorlagen des Ju-

gendhilfeausschusses der letzten fünf Jahre. Sie fassen die Aussagen, die dort über 

den Bedarf von Zuwandererfamilien gemacht wurden, in jeweils zwei Sätzen zusam-

men (zusammenfassende Inhaltsanalyse). 

Eine Beschlussvorlage im Jugendhilfeausschuss berichtet allgemein, dass aufgrund 

der Zuwanderung mehr Kindergartengruppen eingerichtet wurden. Um diese Aus-

sage besser zu verstehen, wertet der Elternverein kommunale Statistiken über die 

Zahl der ausländischen Kinder und über die Entwicklung der Kindergartenplätze in 

den einzelnen Stadtteilen aus. Außerdem recherchiert er im örtlichen Zeitungsar-

chiv nach Berichten über neue Kindergartengruppen (explizierende Inhaltsanalyse). 

Der Elternverein vermutet, dass in den Stadtteilen eher dann neue Kindergarten-

gruppen eingerichtet wurden, wenn die Bedürfnisse der Zuwandererfamilien vorher 

gehört wurden. Von dieser Überlegung wird die Frage abgeleitet, ob und in welchem 

Umfang dies geschehen ist. Dafür werden der Jugendhilfebericht und die Protokolle 
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des Jugendhilfeausschusses der letzten drei Jahre ausgewählt. Zwei Indikatoren wer-

den festgelegt: 

(1) Argumente, die sich mit dem Bedarf von Zuwandererfamilien befassen und

(2) Anzahl der Redebeiträge von Ratsmitgliedern mit Migrationshintergrund.

Zwei Mitglieder der Elterninitiative lesen parallel die Dokumente, zählen die Rede-

beiträge von Ratsmitgliedern mit Migrationshintergrund und die Argumente, die 

sich mit dem Bedarf von Zuwandererfamilien beschäftigen (systematische Inhalts-

analyse). Sie gleichen ihre Fundstellen miteinander ab und kontrollieren, ob sie zu 

ähnlichen Ergebnissen kommen (Intercoder-Reliabilität). 

Sie finden heraus, dass sich ein kroatisches Ratsmitglied im Stadtteil A für die 

Einrichtung neuer Kindergartengruppen eingesetzt hat. Dort ist die Zahl der Kin-

dergartenplätze gestiegen. Ihre Ergebnisse diskutieren sie im Elternverein und mit 

Fachpolitikerinnen aus verschiedenen Parteien (Validierung).

2.6 Überprüfung der Ergebnisse

Dokumentenanalysen halten ihre Ergebnisse schriftlich fest: kurze inhaltliche Zusam-

menfassungen, die Erklärung von zentralen Textstellen oder die zusammengefassten 

Antworten auf die Fragen einer systematischen Textanalyse. Die Notizen sind die 

Grundlage für die Schlussfolgerungen und Antworten auf die Ausgangsfragestellung.

Die Schriftlichkeit ist notwendig, damit die Arbeitsschritte der Analyse von ande-

ren nachvollzogen werden können. Damit wird das Zustandekommen der Ergebnisse 

überprüfbar. Der letzte formale Schritt einer Dokumentenanalyse ist es, die Ergebnis-

se zu validieren und einzuschätzen, inwieweit sie glaubwürdig, plausibel und nutzbar 

sind. Dies geschieht am Besten in Zusammenarbeit mit Akteuren, die sich in dem 

untersuchten Politikfeld gut auskennen. Sie können aufgrund ihrer privaten oder be-

ruflichen Erfahrungen einschätzen, ob an den Ergebnissen »etwas dran ist« und ob sie 

die ursprüngliche Fragestellung beantworten können. 
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Hilfreich ist es, die Ergebnisse aus mehreren Perspektiven betrachten zu lassen und 

sie im Beispiel des türkischen Elternvereins z. B. Eltern, Erzieherinnen, Stadtplanern 

und einem Trägerverein von Kindergärten vorzustellen. In der Validierung können 

sich einzelne Ergebnisse der Dokumentenanalyse bestätigen. Sie können aber auch 

verworfen werden und es ergeben sich Hinweise auf Aspekte, die bislang noch nicht 

in den Blick genommen worden sind. So kann die Phase der Überprüfung Ausgangs-

punkt für weitere Recherchen sein. 

Die Vorstellung der Untersuchungsergebnisse kann außerdem die Funktion haben, 

mit neuen Akteuren in Kontakt zu kommen und so in den Beteiligungsprozess mit 

einzubeziehen. Die Validierung der Ergebnisse und die Gestaltung des Beteiligungs-

prozesses gehen in diesem Fall fließend ineinander über. 

2.7 Schlussdiskussion 

Eine Dokumentenanalyse kann im kommunalen Beteiligungsprozess verschiedene 

Aufgaben übernehmen. Sie kann zu Beginn des Prozesses eine Informationsgrundla-

ge zum Politikfeld herstellen. Das Wissen um frühere Sachverhalte kann dabei helfen, 

eine eigene Handlungsstrategie zu entwerfen oder Fehler, die in der Vergangenheit ge-

macht wurden, zu vermeiden. Mit der Sammlung von bereits erprobten Gestaltungs-

ideen lassen sich Lösungen für die aktuelle Situation eventuell schneller entwickeln. 

Auch lassen sich weitere Akteure eher von Gestaltungsvorschlägen überzeugen, wenn 

gezeigt werden kann, dass sie an anderer Stelle Erfolg hatten. Mit einer Dokumenten-

analyse können möglicherweise neue Akteure identifiziert werden, die als Netzwerk-

partner eine Handlungsstrategie mittragen. Während des Beteiligungsprozesses sind 

Dokumentenanalysen geeignet, um Zwischenbilanzen zu ziehen.

Der Einsatz von Dokumentenanalysen hat jedoch Grenzen. Dokumente aus der 

Vergangenheit geben Informationen über frühere Verhältnisse. Die Handlungsge-

legenheiten und Rahmenbedingungen für lokale Beteiligung ändern sich mitunter 

schnell: Förderprogramme laufen aus, zentrale Akteure wechseln ihre Positionen oder 

Probleme mildern sich ab, weil sich externe Faktoren geändert haben. Eine Analyse 
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älterer Dokumente bringt das Risiko mit sich, dass sie Handlungsvorschläge nahele-

gen, für die kein Bedarf mehr besteht oder die sich nicht mehr umsetzen lassen. Auch 

können die Ergebnisse einer Dokumentenanalyse entmutigen, z. B. wenn offenkundig 

wird, dass viele Gestaltungsideen auf kommunaler Ebene schon thematisiert worden 

sind und keine Änderungen bewirkten. Darunter ist vielleicht auch die Initiative, die 

man selbst gerade entfalten möchte. Man dämpft unter Umständen seinen politischen 

Optimismus, wenn man sich zu sehr mit den Hindernissen der Vergangenheit ausei-

nandersetzt. 

Nicht alles, was man schwarz auf weiß besitzt, lässt sich getrost nach Hause tragen. 

Die soziale Wirklichkeit bildet sich stets neu aus den unterschiedlichen Sichtweisen 

verschiedener Menschen und Gruppen. Daher müssen die Ergebnisse einer Doku-

mentenanalyse abgeglichen werden mit den Erfahrungen, Informationen und Sicht-

weisen der Akteure auf der lokalen Ebene. 
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